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Vil Gschir u weni Wulle
—_ 20 Jahre schweizerischer Hochschulpolitik aus der Sicht eines Rentners

von Rolf Deppeler, ehemaliger Generalsekretdr der Schweizerischen Hochschulkonferenz

1. Vorwort

Mit meinem Aufsatz muss ich mir
ein vergleichsweise bescheidenes
Ziel setzen. Die Thematik ist nicht
Nur zeitlich begrenzt (1969 - 1989),
Sondern auch in ihrer Materie. Ich
War Generalsekretir eines gesamt-
Schweizerischen Organs, der Hoch-
Schulkonferenz. Unsere zehn Hoch-
Schulen kenne ich vorwiegend aus
diesem Blickwinkel. Ich werde mich
Somit nicht zum "Innenleben" der
Universitdten, zu Lehre und For-
Schung, sondern zu jenen mehr poli-
tischen Belangen &ussern, die
Hauptanliegen der Schweizerischen
Hochschulkonferenz sind: Zusam-
mmenarbeit, Koordination, Planung,
Finanzierung. '

Noch ein Bekenntnis "in eigener Sa-
Che". In diesem Riickblick auf 20
Jahre schweizerischer Hochschul-
Politik wird die Situation nicht rosig
geschildert. Schon von meinem Na-
turell her bin ich vielleicht ein
Stehaufminnchen, aber kaum ein
frohgemuter Optimist. Anderseits
Pflegt man wohl vom Rentner anzu-
Nehmen, er verklidre seine berufli-
Che Vergangenheit, mehr noch, er
Neige, im besten Fall von Altersweis-

€it angehaucht, zu Versshnlichkeit.

leser schone Reifeprozess ward
IMir njcht zuteil, im Gegenteil. Der

mmstand, dass ich keine Stellung
Mehr zu behaupten habe, dass ich
Niemandem mehr unmittelbar Re-
Chenschaft schuldig bin, lasst mich
Unverbliimter ausdriicken, was ich
Mmer schon gewusst, gefihlt,
Seahnt habe. Als Hochschulpolitiker
Wdre ich somit heute kaum mehr zu
€ebrauchen. Aber vielleicht ist eine
Solche Stimme - wenn auch nur als

Kontrapunkt zu politischer Schoén-
farberei, die es hiezulande auch gibt
- opportun. Dabei sei nicht tiberse-
hen, dass meine kleine Analyse nicht
zuletzt auch selbstkritisch ist:
Schliesslich habe ich das Generalse-
kretariat der Hochschulkonferenz
(SHK) aus der Taufe gehoben und 20
Jahre lang betreut.

2. Freiwillige Koordination: eine Fata
Morgana

Der SHK ist, gemdass Art.19 Abs. 1
des noch geltenden Hochschulférde-
rungsgesetzes (HFG), als Hauptauf-
gabe die Verwirklichung der Zusam-
menarbeit unter den schweizeri-
schen Hochschulen tibertragen. Dem
Sinn nach ist dieser Auftrag im Ent-
wurf zu einem neuen HFG, der der-
zeit in parlamentarischer Beratung
steht, Uibernommen worden (Art.
12). Als Ergebnis wurde eine Art
Hochschule Schweiz vorschweben,
wie man das in den sechziger Jahren
zukunftsglaubig genannt hat. Diese
"Hochschule Schweiz" ist bisher ein
Luftschloss geblieben, und sie wird
es, rebus sic stantibus, auch weiter-
hin sein.

Nun wollen wir das Kind nicht
gleich mit dem Bade ausschiitten.
Die SHK hat - beeindruckende Ent-
wicklung ! - gute institutionelle Vor-
aussetzungen fiir die Erftallung ihrer
Hauptaufgabe geschaffen. In diesem
Organ gehen alle ein und aus, die
Rang und Namen in unserer Hoch-
schul- und Wissenschaftspolitik ha-
ben, dies schon in der Plenarver-
sammlung und im Ausschuss. Dar-
uber hinaus steht ein kompetentes
Instrumentarium zur Verfligung: Es



wirkt eine grosse Zahl von Kommis-
sionen, die spezifische Bereiche be-
arbeiten. Genannt seien etwa die
Planungskommission, die Informa-
tik-Kommission, die Medizin-Kom-
mission, die Oekologie-Kommission,
die Bibliothekskommission, die Wei-
terbildungskommission, die Mobili-
tatskommission. Ein ganzes Heer
bestausgewiesener Fachkrifte stellt
sein Know-how in den Dienst der
SHK. Diese ist somit - segensreicher
Nebeneffekt - in unsern zehn Hoch-
schulen fest verankert und wurde im
Laufe der Jahre zu einer echten
Statte der Begegnung. Das darf ge-
wiss nicht gering eingeschitzt wer-
den. Man trifftt und man kennt sich,
man informiert sich gegenseitig. Das
ist notwendige Voraussetzung fur
jede Verwirklichung der Zusam-
menarbeit. Aber es ist nicht hinrei-
chend.

Man misste sich - das ist wohl der
Zweck der Uebung - zu einer ge-
samtschweizerischen Schau zusam-
menfinden. Aber diese Entwicklung
ward bisher nicht Ereignis. Die we-
nigsten dieser hochkotierten Mitar-
beiter(innen) - am ehesten, auch
nicht immer, vielleicht noch die
Priasidenten - sind willens oder in
der Lage, uiber ihre lokalen Schatten
zu springen. Die Teile runden sich
nicht zum Ganzen. Vielleicht ist das
der Preis, den wir fiir unsere fode-
ralistische Struktur, wohl auch fir
das Ideal der Hochschulautonomie,
zu zahlen haben. Wenn dem so wéire
- wahrscheinlich ist es so! - mitissen
wir unsere traditionellen Vorstellun-
gen von Hochschulféderalismus und
-autonomie grundséitzlich tberden-
ken, was nicht heissen soll, dass wir
sie uber Bord werfen. Die unbe-
streitbaren Vorteile unseres Systems
werden so oft zelebriert, dass sie an
dieser Stelle nicht wiederholt zu
werden brauchen. Stellt sich bloss
die Frage: Kann sich unser kleines
Land diesen Luxus auch weiterhin

leisten? Der Verfasser glaubt es
nicht.

Das klang bisher vielleicht ein wenig
abstrakt. Es liessen sich manche
konkrete Beispiele anftihren, die ich
mir aber versage, weil ich nicht Per-
sonen anpeilen méchte, wo es doch
am System liegt. Hier nur soviel: Ich
konnte an vielen Sitzungen, zum
Beispiel mit dem Vorsteher des
Eidg. Departements des Innern,
teilnehmen, an denen sich nicht
Prasidenten gesamtschweizerischer
Organe zu &dussern schienen, son-
dern Erziehungs- und Finanzdirek-
toren einzelner Kantone oder Rekto-
ren und Prasidenten einzelner
Hochschulen. Ihr lokales Hemd lag
ihnen stets ndher als ihr nationaler
Rock. Wie der Herr, so der Knecht!
Die Sitzungen der Fachkommissio-
nen werden vom gleichen Mecha-
nismus gepriagt. Man verficht ge-
samtschweizerische Ideale, solange
es nichts kostet, und zieht sich auf
die lokale Bastion zurtick, sobald es
ums Lebendige geht. Der Generalse-
kretdr eines gesamtschweizerischen
Organs ist seines lokalen Hemds ver-
lustig gegangen. Das triagt ihm den
Vorwurf ein, er sei professionell de-
formiert. Daraus sei nicht etwa eine
personliche Tragodie konstruiert.
Aber immerhin: Wer in der schwei-
zerischen Hochschul- und Wissen-
schaftspolitik national empfindet,
stempelt sich von vorneherein zum
Outsider. Das ist die tatsichliche
Gemiitslage der Nation!

Wir wollen auch hier nicht tibertrei-
ben. Die SHK konnte sogar auch ma-
terielle Teilerfolge verbuchen. So
wird ihr zum Beispiel attestiert, sie
hitte in unserem Land den Numerus
clausus vermieden. Gewiss, er ist,
zumindest offiziell, nicht eingeftiihrt
worden. Es untersteht keinem Zwei-
fel, dass gezielte Aktionen zu dieser
erfreulichen Entwicklung mit beige-
tragen haben. Man denke im beson-



deren an den Voranmeldungs- und
Umleitungsprozess im Bereich der
Medizin und vor allem an die Inter-
kantonale Vereinbarung tiber Hoch-
schulbeitrdge. Wir sollten aber, die-
sen Errungenschaften zum Trotz,
zur Kenntnis nehmen, dass wir vor
allem auch Gluck hatten. Sowohl die
SHK selber wie auch einzelne Hoch-
schulkantone haben ausgekltigelte
NC-Modelle erarbeitet. Diese mégen
ihrerseits einen gewissen Praventiv-
effekt erzielt haben. Tatsache aber
ist: Wenn die Zahl der Zulassungsge-
Suche in den entscheidenden siebzi-
ger Jahren - wie das im Ubrigen er-
Wartet wurde - eine bestimmte
Grenze tiberschritten hitte, wiren
Zulassungsbeschrinkungen einge-
fihrt worden, dabei gewiss nicht ge-
Samtschweizerische, sondern lokale.
Wir sind einfach noch einmal davon-
gekommen, was aber mehr auf die
Gunst von Goéttin Fortuna als auf ei-
genen Verstand zurtickzuftihren ist.
Auch im Planungsbereich sind unbe-
Streitbare Erfolge erzielt worden. Sie
betreffen in erster Linie die Pla-
Nungsverfahren. Es ist erreicht wor-
den, dass alle Hochschulen die glei-
Chen zeitlichen Planungshorizonte
Ubernehmen, und der Planung konn-
ten vergleichbare Ziele zugrundege-
legt werden. Auch das ist wiederum
Voll anzuerkennen als unabdingbare
VOl‘aussetzung fiir jede sinnvolle Pla-
Nungskoordination. Aber auch diese
Koordination ist nicht Selbstzweck,
Sondern sie miisste in eine sinnvolle
Arbeitsteilung unter unsern Hoch-
Schulen ausmitinden. Diesbeziiglich
Sind die Errungenschaften mehr als
€scheiden, himmelweit von einer
Hochschule Schweiz entfernt.

Der bisher schonste Erfolg war wohl
der Abschluss der - bereits erwdhn-
'F_eD - Interkantonalen Vereinbarung
Uber Hochschulbeitrige (IKV). Sie
Wird - zu Recht - als foderalistisches

‘under bezeichnet. Dartiber ist im
Ndachsten Abschnitt (Finanzen) zu

berichten. Vorerst nun aber dies: Wir
unterziehen uns seit bald zwei Jahr-
zehnten einem staatspolitischen
Dressurakt, der sich Neuverteilung
der Aufgaben zwischen Bund und
Kantonen nennt. Die SHK war nicht
gliicklich, als unser Hochschulwesen
- und damit auch die allfdllige Legi-
ferierung in diesem Bereich - in das
zweite Paket der Neuverteilungs-
ubung eingeschniirt wurde. Wenn
schon, wire das aber eine echte
Chance gewesen. Sie ist von der zu-
standigen Studienkommission (vgl.
deren Bericht vom Januar 1984) in
keiner Weise genutzt worden. Es
wird der Anschein erweckt, wir leb-
ten in der besten der mdglichen
Hochschulwelten.

Dabei hatten bestimmte Fragen un-
bedingt aufgeworfen werden missen.
Man denke zum Beispiel an Berei-
che, die sowohl an Eidgendssischen
Technischen Hochschulen wie an
kantonalen Universititen gepflegt
werden (Naturwissenschaften, Phar-
mazie, Architektur). Auch die Be-
lange der Medizin sind - seit dem
Freiztigigkeitsgesetz aus dem Jahr
1877 ! - ungliucklich geregelt (der
Bund zustiandig far die Prifungen,
die Kantone fiir die Ausbildung).
Hnsichtlich der Finanzierung wéiren
neue Modelle zu priifen gewesen.
(Demgegentiber wurde die genannte
IKV, die den Charakter einer Not-
massnahme hat, als Dauerlésung ge-
priesen.) Schliesslich héatte man
tiber die Opportunitidt eines neuen
Anlaufs beztiglich Bildungsartikel der
Bundesverfassung nicht einfach hin-
weggehen durfen. Von all dem:
nichts, aber auch gar nichts! Heute
ist sich die hohe Politik darin einig,
dass der Einbezug des Hochschulwe-
sens in die Neuverteilungsiibung ein
Fehlgriff war. In diesem Bereich sind
offenbar die Aufgaben von Bund und
Kantonen nicht zu entflechten. (Der
Verfasser - diesen Einschub kann er
nicht unterdriicken - hat seiner



der entscheidungsunfreudigen
Schweiz sind diesbeztiglich politi-
sche Prioritidten zu setzen. Und so
sei denn auch in diesem Aufsatz die
Thematik kurz angetont.

Einleitend eine aktuelle Klammerbe-
merkung. Die SHK hat - bei der Or-
ganisation solcher Anldsse verdienst-
voll wie immer - im Sommer 1990
ein reprasentatives Symposium
durchgefiihrt, das diesem Fragen-
komplex gewidmet war. Die besten
Kenner der Materie - nicht zuletzt
Prasidenten der zustidndigen Organe
- haben tiefschiirfende Referate bei-
gesteuert. (Der Verfasser - er weiss
die Ehre zu schitzen wurde als Ue-
bersetzer beigezogen, was ihn
zwang, die Texte nicht bloss zu
uberfliegen.) Es ist sehr viel Beden-
kenswertes ausgesagt worden, was
das Kaliber der Referenten ja auch
erwarten liess. Nur: Neues war kaum
zu erfahren. Das Meiste hitte auch
schon vor 20 Jahren mitgeteilt wer-
den kénnen (und ist es auch wor-
den). Wir stehen in einer Sackgasse.
Aber die Tinguely-Maschine dreht
sich weiter.

Dem Ernst der Lage zum Trotz ge-
mahnt das Ganze an ein Schwarzpe-
terspiel. Der schwarze Peter ist der-
zeit - dabei handelt es sich aber na-
tarlich nur um die Spitze des Eis-
bergs - die Vorgabe der Planungs-
kommission der SHK, wonach ein
jahrliches Realwachstum unserer
Hochschulen (und damit auch der
Finanzen) um drei Prozent anzustre-
ben sei. Das ist eine dusserst be-
Scheidene Forderung, die belegt,
dass unsere Hochschulplanungsfach-
leute Realpolitiker sind: Sie verlan-
gen nicht mehr, als ihnen politisch
moglich scheint. Damit werden aber
In unserem Land noch lange nicht
Wissenschaftspolitische Prioritdten
gesetzt, durfte doch das Wachstum
des Bruttosozialprodukts kaum we-
Sentlich unter dieser Quote liegen.

Wenn man sich den Nachholbedarf
an unsern Universititen vergegen-
wartigt - Stichworte Betreuungsver-
héltnisse und Nachwuchsférderung-,
darf man, ochne ein Phantast zu sein,
die Frage aufwerfen, ob sich dieses
Minimalpostulat von der Sache her
verantworten lasse.

Doch in unserem reichen Land ist
selbst die Finanzierung dieser zu-
satzlichen drei Prozent nicht gesi-
chert, ganz im Gegenteil. Hier setzt
nun das Schwarzpeterspiel ein. Mit-
spieler sind zundchst die Hoch-
schulkantone, die Nichthochschul-
kantone und der Bund.

Die Hochschulkantone sind an der
dussersten Grenze ihrer Hochschul-
belastbarkeit angelangt. Die finanz-
schwachen Kantone (FR, NE) sind
mit einer "Volluniversitidt" (minus
Medizin) ohnehin uberfordert. Unter
den finanzstarken Kantonen (ZH, BS,
GE) sind zwei Stadtkantone, die
heute schon eine erstaunliche, ge-
samtpolitisch fast nicht verantwort-
bare Quote ihres Staatsbudgets fur
das Universitidtswesen aufbringen.
Mittelfristig am prekidrsten ist aber
die Lage wohl in den beiden fi-
nanzmittelstarken Agrarkantonen
(BE, VD), die im Rahmen ihrer Uni-
versitidten auch medizinische Fakul-
taten fiihren (BE zusétzlich noch Ve-
terindrmedizin). SG durfte mit sei-
ner renommierten Fachhochschule
trotz allem ein Sonderfall sein.

Die Nichthochschulkantone sind
weder willens noch in der Lage, zu-
satzliche Leistungen zu erbringen.
Der Entwurf zu einer neuen Verein-
barung - ab 1992 - sieht denn auch
global nicht nur keinen Realzuwachs,
sondern sogar einen leichten Abbau
vor, was bei diesem grobrastrigen
Modell;: besonders von bestimmten
Kantonen aus besehen (VS, TI, aber
auch AG), nachvollziehbar ist.

Bleibt der Bund. Die SHK war immer
der Meinung, er miisse mit dem
HFG 25 Prozent an die Betriebsaus-



50seitigen Schlussbilanz nach
20jahriger Tatigkeit den Untertitel
gegeben: "Die SHK als Kind eines
legislatorischen Seitensprungs.” Ge-
meint ist naturlich das HFG, ein
rechtlicher und politischer Zwitter
ohnegleichen. Er wird derzeit fest-
gemauert.)

Wir mitissen diesen ersten Abschnitt,
obwohl nur einige Schlaglichter ge-
setzt werden Kkonnten, zum Ab-
schluss bringen. Um die 200 Men-
schen begegnen sich somit. Sie fiih-
ren Sitzungen in grosser Zahl durch,
die sich in reicher Dokumentation
niederschlagen; sie opfern viel Zeit
und guten Willen, und sie sind wohl
zu einem grossen Teil auch davon
uberzeugt, einer guten Sache zu die-
nen. Aber von echter Koordination
kann keine Rede sein. In der Bot-
schaft zum HFG 68 ist ziemlich klar
zu lesen, was darunter etwa zu ver-
stehen ware:

(1) Vereinbarungen zwischen Hoch-
schulen, Aufgaben gemeinsam zu
erfiillen und zu finanzieren;

(2) andere Aufgaben (Fachgruppen,
Fakultiaten) einer einzigen Hoch-
schule zu uberlassen, was den
Verzicht der ubrigen voraussetzt;

(3) die Studienpldne, Priufungsord-
nungen, Arbeitsverhdltnisse und
Gebtihren einander anzugleichen.

Das sind, nimmt man's beim Nenn-

wert, tiefgreifende Eingriffe in die

Hochschulhoheit der Kantone und in

die Hochschulautonomie. Doch so-

weit ist es nie gekommen. Dabei
seien bilaterale Abkommen (Ziirich,

Lausanne) nicht bestritten, auch

nicht gewisse Ansétze in regionalem

Rahmen (Romandie). So etwas wie

eine gesamtschweizerische Hoch-

schulpolitik ist jedoch, fast 22 Jahre
nach Inkrafttreten des HFG, nicht in

Sicht. Von hier aus besehen ist der

Titel dieses Abschnitts - Freiwillige

Koordination: eine Fata Morgana -

gewiss nicht ubertrieben.

Im Visier stand die SHK, weil es um
die Koordination ging, ihre Haupt-
aufgabe. Unter andern Titeln - z.B.
Gesamtkonzepte - hitten andere Or-
gane - z.B. der Wissenschaftsrat - an-
gepeilt werden konnen, ohne dass
das Fazit ermutigender ausgefallen
ware. Die Vielzahl unserer Organe
lasst auf ein &usserst fruchtbares
Wirken schliessen, und in jedem Fall
zeugt die Papierproduktion von
grosser Hingabe kluger Kopfe. Aber
das Verhdltnis von Aufwand und Er-
trag ist deprimierend. Man kann es
kaum besser als mit der bernischen
Redensart Vil Gschdr u weni Wulle
ausdriicken. Ein schwacher und erst
noch zweifelhafter Trost: Vielleicht
ist das tiberhaupt das Schicksal der
Politik in einer Gesellschaft, die
Wert auf Pluralismus legt. Tinguely
lasst griissen: Man wird an eine sei-
ner Maschinen erinnert, die sich
zwar unbestreitbar - oft auch horbar
- bewegen, ohne aber Energie abzu-
werfen. Unsere welschen Freunde
nennen das L’art pour lart. Der
uberzeugte Pluralist fragt sich natiir-
lich: Muss das so sein ?

3. Hochschulfinanzierung:
programmierte Engpésse

Manche Politiker, die Utopien
nachjagen und Ideale verwirklichen
mochten, beklagen den diktatori-
schen Primat der Finanzpolitik. Ein
Gemeinplatz besagt, Geld sei nicht
alles, aber ohne Geld gehe alles
nicht. Lehre und Forschung sind
hehre Tatigkeiten, und man muss
sich immer tberwinden, wenn man
schnéden Mammon ins Spiel bringt.
Aber man kann es drehen und wen-
den, wie man will: Moderne Wissen-
schaft ist sehr kostspielig. Entweder
bringen wir die notwendigen Finan-
zen auf, oder wir gefihrden die
Entfaltung der Wissenschaft in ei-
nem Land, dessen wichtigster Roh-
stoff der menschliche Geist ist. In
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gaben der kantonalen Universitiaten
beisteuern. Von diesem Ziel sind wir
heute weiter entfernt denn je. Der
Bund zieht es vor, an sich verstiand-
lich, gezielte Beitrdge zu leisten
(SNF, Informatik, Weiterbildung, in-
ternationale Projekte, usw.). Sein
Argument: Das Bildungswesen (inkl.
Hochschulen) sei ein Ganzes und es
sei, sakrosankte Vorstellung, Sache
der Kantone. So sollen die Grundbei-
trage, im Prinzip, nicht erhéht wer-
den. (Vorubergehend ist wohl, real,
sogar eine Senkung in Kauf zu neh-
men.) Wie gesagt: ein Schwarzpeter-
spiel. Wer tibernimmt diesen ver-
gleichsweise harmlosen schwarzen
Peter, die jahrlichen drei Prozent
Realzuwachs? Doch geht es selbst-
verstandlich nicht nur darum.

Die Moral von der Geschicht: Von
den traditionellen Geldgebern ist
nichts - oder wenig - zu erwarten.
Zwei Auswege aus der Sackgasse
werden aufgezeigt (beileibe nichts
Neues!): Zusitzliche Geldgeber
(Drittfinanzierung) und Einsparun-
gen (durch Rationalisierung). Was
die Drittfinanzierung betrifft, wird
naturlich in erster Linie an die Wirt-
schaft gedacht (Sponsorentum aller
Art), daneben aber auch an die
Nutzniesser (z.B. héhere Studienge-
btihren). Und im Rahmen der Ratio-
nalisierung wird selbstverstdndlich
wieder der Mythos einer effiziente-
ren Koordination beschworen (vgl.
den ersten Abschnitt dieses Auf-
satzes). Die Tinguely-Maschine
funktioniert. Vor 22 Jahren war die
Lage vergleichbar, mit dem Unter-
schied, dass man damals noch den
Bund als Retter in der Not sah. Doch
diese Hoffnung scheint man heute
begraben zu miussen (und zu wollen).
Die Zusammenarbeit mit der Wirt-
schaft kann und muss vertieft wer-
den. Da stehen zweifellos noch Md&g-
lichkeiten offen. In der Lehre und in
der Grundlagenforschung sind sie
aber begrenzt. Sicher ist es auch
denkbar, die Nutzniesser zusitzlich

zu belasten. (In der Weiterbildung
diirfte sich das sogar aufdringen.)
Aber das setzt, wollen wir Teile un-
serer Jugend nicht diskriminieren,
neue Stipendienregelungen voraus,
die auch wieder zu finanzieren sind.
Und es ist kaum zu bestreiten, dass
mit echter Koordination Einsparun-
gen moglich sind. Aber mit Retou-
chen geht's da nicht. Es sind Fragen
von folgender Tragweite aufzuwer-
fen: Brauchen wir fanf vollausgebaute
medizinische Fakultdten? Fianf Phar-
mazieschulen? Drei Architektur-
schulen? Zwei Tierarzneischulen?
Neun naturwissenschaftliche Fakul-
titen bzw. Abteilungen? Mit Schwer-
punktbildungen in Sanskrit oder in
Entwicklungssoziologie ist es langst
nicht mehr getan. Wenn wir hier
nichts Tapferes tun, kénnen wir
neuere Disziplinen - nicht nur Tech-
nologien, sondern z.B. auch Oekolo-
gie oder Theaterwissenschaften
gleich vergessen. Es sei wiederholt:
Eine Hochschule Schweiz, die auch
kiinftig wissenschaftlich Akzente
setzt, ldsst sich auf dem Status quo
nicht aufbauen.

Zu dieser Einsicht haben sich die
Referenten am erwidhnten SHK-
Symposium nicht durchgerungen. In
einer Ueberzeugung waren sie sich
immerhin einig, sowohl die Hoch-
schul- wie auch die Wirtschaftsver-
treter: Es ist die o6ffentliche Hand,
die in unserem Land die Verantwor-
tung fiir das Hochschulwesen tragt,
fir die Lehre, fiir die Grundlagenfor-
schung, fir die Dienstleistungen. Da-
bei sind die Kantone, tibrigens nicht
nur in finanzieller Hinsicht, am
Ende ihrer Moglichkeiten angelangt.
Der schwarze Peter - ist es ein
schwarzer? - liegt somit eindeutig
beim Bund. Die Sorge dafiir, dass un-
ser Land im internationalen wissen-
schaftlichen Wettbewerb mithalten
kann - ja, es ist ein Wettbewerb, ob
uns das passt oder nicht - kommt
nicht einem Einzelstaat, sondern
dem Gesamtstaat zu. Die Zeiten sind
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vorbei, in denen sich die Bundesin-
Stanzen hinter Bildungstraditionen
verschanzen kénnen. Leidet die Wis-
senschaft in unserem Land Schaden
- und dieser Zustand ist abzusehen -,
dann ist nicht irgendein Kanton,
sondern der Bund daftr verantwort-
lich zu machen. Es besteht nicht der
Hauch eines Zweifels, dass er sein
Finanzengagement zugunsten der
kantonalen Hochschulen erheblich
erh6hen muss. Das wird zusatzliche
Einwirkungsméglichkeiten voraus-
Setzen. Sie sind dem Bund zu gewah-
ren. Vermutlich ist zu diesem Zweck
eine Verfassungsrevision unumgang-
lich. Dabei ist aber zu bedenken: Im
Grunde genommen hat der Bund mit
Seiner Vorstellung von Hochschul-
forderung - z.B. mit der Einsetzung
der SHK - seine Verfassungskompe-
tenzen ohnehin schon lidngst tiber-
Schritten. Teilweise geht es heute
Somit nur darum, den Ist-Zustand zu
1E:galisieren, was es der SHK erlau-
ben wiirde, mehr als ein blosser Pa-
Diertiger zu sein. Aber es steht na-
tirlich wesentlich mehr auf dem
Spiel, etwa, im Vergleich zum tibri-
g€en Europa, der Stellenwert des
Hochschulwesens im Rahmen des
gesamten Tertidrbereichs.
Was den Verfasser irritiert: Jeder
Hochschulverantwortliche - sei er
Erziehungsdirektor, sei er Rektor -
Weiss haargenau, dass die Finanzie-
rungsfrage prekdar, ja auswegslos ist.
er er vermeidet es tunlichst,
Ompromisslos flir Ziele einzuste-
€n, die er, von Amtes wegen, ver-
fechten miisste. Er will nicht anstos-
Sen, will in diesem Schwarzpeter-
Spiel nicht der bad guy sein. Unsere
immeltraurigen Konkordanzvorstel-
ungen verbieten es, die unvermeid-
Iche Konfrontation zu wagen. Da
Wird um den heissen Brei geredet,
da wird in Belanglosigkeiten taktiert.
Opfer ist die Wissenschaft, sind un-
Sere Hochschulen. Der Verfasser
Versichert, dass er, an sich, ein
Tledlicher Mensch ist. Was wir uns

aber derzeit mit unserer Hochschul-
politik leisten, ist nicht Friedenspo-
litik, sondern Vogel-Strauss-Politik.
Es ist schwer verstandlich, dass die
Wissenschafter - nicht nur die Stu-
denten! - nicht auf die Strasse ge-
hen. Aber die Strasse hat fiir uns ge-
sattigte Wohlstandsbtirger etwas An-
richiges. Wir ziehen es vor, in
Schénheit zu sterben. (Das betrifft
nicht nur die Wissenschafts-, son-
dern auch z.B. die Umweltpolitik.)

Rolf Deppeler, geboren 1926, hat - nach
Studien in Bern, Berlin, Rom und an der
Kansas-University - an der Universitit
Bern promoviert (Geschichte, Philoso-
phie, Staatsrecht).

Er war unter anderem Redaktor der Ta-
geszeitung Bund, Direktor des Abend-
technikums Bern, Sekretiar der Univer-
sitat Bern und der Schweizerischen Gei-
steswissenschaftlichen Gesellschaft,
Generalsekretdr der Schweizerischen
Hochschulkonferenz und der Européi-
schen Rektorenkonferenz.

Nebenher war er immer politisch und
publizistisch tétig. (Harolds Methoden
Bern 1978; Beamte leben langer, Bern
1979; Dr Josef K. Aus dem Leben eines
Psychiaters, Dozenten, Politikers und
Offiziers Bern 1981). Nach seiner Pen-
sionierung hat er die Schriftstellerei
wieder aufgenommen.

Verheiratet, drei Sohne, zwei Enkelin-
nen.
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4, Nachwort

Diese letzten Worte - der Verfasser
ist selbstironisch genug, es zu regi-
strieren - klangen ebenso pathetisch
wie martialisch. Aber, man glaube es,
eine solche Stimme muss heute er-
hoben werden. Es ist - eine abge-
standene Floskel, gewiss - fiinf vor
zwolf Uhr. Ich dussere mich nicht
als abgehalfterter Hochschulpoliti-
ker, sondern als Staatsbiirger und als
Mensch, der der Wissenschaft
nahesteht. Eine Laune des Schick-
sals hat es gewollt, dass ich nicht die
akademische Laufbahn ergriffen

habe, sondern in den Niederungen
der Hochschulpolitik gelandet bin.
Ich habe diesbeztiglich nichts mehr
zu gewinnen oder zu verlieren. Das
sollte mir eine gewisse Glaubwlir-
digkeit verleihen. Ich hitte dem Auf-
trag, diesen Aufsatz zu schreiben,
nicht stattzugeben brauchen. Ich
hitte mich guten Gewissens in mei-
nem Alterssessel zurticklehnen diir-
fen. Aber ich bin, Auge in Auge mit
dem, was vorgeht, nicht in der Lage,
innerlich zur Ruhe zu kommen. Ich
entschuldige mich in aller Form da-
far, wenn ich jemand anderen in
seiner Ruhe gestort hitte.

Résumeée:

Rolf Deppeler, secrétaire général de la Conférence universitaire suisse (CUS) de 1969 a
1989, recourt a4 un dicton bernois pour intituler son bilan de vingt ans de politique
universitaire suisse: beaucoup de tonte et peu de laine. 11 fait allusion a la tonte des
moutons et dit qu'on s'est donné beaucoup de mal pour tondre les moutons, mais que le
résultat, c'est-a-dire la laine obtenue, ne correspond pas a la peine prise. L'auteur voit
d'un méme oeil la situation régnant en politique universitaire: a son avis, on a beau-
coup fait, mais le résultat est maigre. Deppeler souligne qu'il ne parle pas de
I'enseignement et de la recherche des diverses universités, mais de la politique des or-
ganes suisses. Pour illustrer I'écart qu'il y a entre I'effort fourni et le résultat obtenu, il
prend pour exemple deux taches principales confiées a la CUS: la réalisation de la col-
laboration des hautes écoles entre elles et la fourniture des moyens financiers requis,
en l'occurrence des subventions fédérales versées en vertu de la loi sur l'aide aux uni-
versités (LAU).

L'auteur examine si les fruits de deux décennies de travail dans le domaine de la coor-
dination correspondent aux conceptions que le législateur avait en 1968 et sa réponse
est un non catégorique. Il concéde que l'on a créé tout au moins des conditions institu-
tionnelles favorables: Il y a un appareil a disposition qui pourrait en principe coor-
donner avec succes. La CUS est devenue un réel lieu de rencontre, ce qui ne devrait ce-
pendant pas étre une fin en soi, bien entendu. Deppeler ne nie pas que certains succés
partiels aient été enregistrés, dont I'évitement du numerus clausus et I'harmonisation
- pas seulement dans le temps - des processus de planification de nos dix hautes écoles.

Ces acquis il les compare a ce que les initiateurs de la LAU entendaient par coordina-

tion efficace:

1) La conclusion de conventions entre les hautes écoles pour l'accomplissement et le
financement en commun de certaines taches.

2) L'attribution de certains domaines (disciplines, facultés entiéres) a une seule uni-
versité, les autres universités y renonyant.

3) L'harmonisation des plans d'études, des réglements d'examens, des conditions de
travail, des taxes d'études, etc.

En regard de ce qu'espéraient les auteurs de la LAU, la récolte est extrémement maigre,
estime Deppeler. A ce propos, il faut également remarquer que l'on a, malgré les inten-
tions initiales, pas méme essayé, et encore moins réussi a parvenir, dans le cadre de
l'opération nouvelle répartition des taches entre la confédération et les cantons a dé-
limiter et & désimbriquer judicieusement les attributions des partenaires de la politi-
que universitaire. Deppeler dresse un bilan désillusionné: on lutte pour des idéals
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suisses tant que cela ne coute rien et se retranche sur ses positions locales dés qu'il
faut donner du sien. Il parvient a la conclusion que croire en la possibilité d'une coor-
dination horizontale, c'est une illusion, un réve, une pure utopie.

Deppeler est pessimiste aussi en ce qui concerne le financement des universités: les
difficultés ont été véritablement programmeées. La Suisse est dans une impasse a
I'heure actuelle. Les cantons universitaires sont parvenus depuis longtemps a la
limite extréme de leurs capacités financiéres, poursuit Deppeler. L'accord
intercantonal sur la participation au financement des universités - qui est en soi une
réalisation magnifique - a atteint, lui aussi, son plafond: Deppeler estime que les
cantons non universitaires sont tout au plus en mesure de geler leurs contributions au
niveau qui sera atteint en 1992. Et la Confédération ne semble pas disposée a
augmenter sa part aux dépenses d'exploitation des universités cantonales de maniére
a atteindre les 25 pour cent que la CUS avait prévus depuis longtemps dans sa
répartition des charges financiéres engendrées par les universités.

Le domaine des universités n' est toutefois pas un domaine dans lequel on pourrait se
représenter une croissance zéro. C'est pourquoi on cherche désespérement des issues
pour sortir de cette situation facheuse. On place ses espoirs dans l'aide financiére de
tiers (on compte sur du sponsoring de la part de 1'économie et aussi sur des mesures tel-
les que le relévement des taxes d'etudes). On espére pouvoir réaliser de considerables
économies par des mesures de rationalisation (par exemple précisément au titre de la
coordination). Certes de modestes améliorations peuvent étre obtenues ainsi. Mais ce
n'est pas de cette fajon que l'on résoudra le probléme du financement de nos universi-
tés.

Deppeler arrive a deux conclusions:

Premiérement, il appartient aux collectivités publiques d'assumer la responsabilité
du développement indispensable de I'enseignement et de la recherche dans nos univer-
sités d'Etat. Toute privatisation a ses limites.

Comme, deuxiémement, les cantons ont atteint leurs limites naturelles, il incombe a
la seule Confédération de fournir I'aide supplémentaire requise, et ce d'autant plus que
les efforts entrepris pour l'intégration européenne confirment que I'encouragement de
I'enseignement et de la recherche de nos universités - et pas seulement de nos écoles
polytechniques! - est une tache nationale. Mais cela implique, en déduit Deppeler, que
les autorités centrales aient des possibilités supplémentaires d'influence. Des mesures
spéciales ciblées de tout genre ne sont néanmoins pas la bonne solution. Il faut donner
a la Confédération des attributions constitutionnelles qui lui permettent d'assumer
un vrai role de leader en matiére d'Universités. L'auteur ajoute entre parenthéses que
la Confédération a de toute maniére dépassé depuis longtemps son mandat confor-
meément & l'article 27, ler alinéa c'est avec la LAU en vigueur et surtout son exécution.
Le moment est venu d'annoncer la couleur. Il est grand temps que la Confédération
consente a faire un nouvel effort - comparable a celui de 1968. 1l est midi moins cing &
I'horloge de nos univérsités, s'exclame Deppeler pour terminer. II faut que nous
prenions enfin conscience de I'aspect dramatique de la situation.



	Vil Gschär u weni Wulle : 20 Jahre Hochschulpolitik aus der Sicht eines Rentners

